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486. Kundmachung: Beitritt der Türkei und der Deutschen Demokratischen Republik zum
Europäischen Abkommen über die Zollbehandlung von Paletten, die im
internationalen Verkehr verwendet werden

4 8 7 . Protokolle über die dritte Verlängerung des Übereinkommens betreffend Weizenhandel
und des Übereinkommens betreffend Nahrungsmittelhilfe, die das Inter-
nationale Weizenübereinkommen 1971 bilden
(NR: GP XIV RV 488 AB 514 S. 56. BR: AB 1656 S. 363.)

4 8 8 . Übereinkommen über die Verhütung, Verfolgung und Bestrafung von Straftaten gegen
völkerrechtlich geschützte Personen einschließlich Diplomaten
(NR: GP XIV RV 407 AB 588 S. 62. BR: AB 1696 S. 366.)

4 8 9 . Vereinbarung zwischen dem Minister für Verkehr des Vereinigten Königreiches und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich gemäß Randnummer
2010 des ADR über die Verpackung von Stoffen der Ziffer 3 (a) der
Klasse 1 a

4 9 0 . Vereinbarung zwischen dem Minister für Verkehr des Vereinigten Königreiches und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich gemäß Randnummer
2010 des ADR über die Beförderung von Pentachlorphenol in Säcken aus
geeignetem Kunststoff

4 9 1 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach
Rn 10602 des ADR über die Beförderung von Phenylisocyanat und
m-Tolylisocyanat in Straßentankfahrzeugen

486 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
13. September 1977 betreffend den Beitritt
der Türkei und der Deutschen Demokrati-
schen Republik zum Europäischen Abkom-
men vom 9. Dezember 1960 über die Zoll-
behandlung von Paletten, die im internatio-

nalen Verkehr verwendet werden

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben die Türkei am 10. Ok-
tober 1974 und die Deutsche Demokratische Re-
publik am 15. März 1977 ihre Beitrittsurkunden

zum Europäischen Abkommen über die Zöllbe-
handlung von Paletten, die im internationalen
Verkehr verwendet werden (BGBl. Nr. 20/1964,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbe-
reich BGBl. Nr. 231/1973), hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Beitrittsur-
kunde hat die Deutsche Demokratische Republik
den im Art. 12 Abs. 1 des Übereinkommens
vorgesehenen Vorbehalt erklärt.

Kreisky
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487.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Art. 1, Art. 6 zweiter Absatz und
Art. 7 Abs. 1 verfassungsändernd sind, samt Präambel wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLLE ÜBER DIE
DRITTE VERLÄNGE-

RUNG DES ÜBEREIN-
KOMMENS BETREFFEND
WEIZENHANDEL*) UND
DES ÜBEREINKOMMENS

BETREFFEND NAH-
RUNGSMITTELHILFE, DIE
DAS INTERNATIONALE

WEIZENÜBEREIN-
KOMMEN 1971 BILDEN

PRÄAMBEL

Die Konferenz zur Fest-
legung der Texte der Protokolle
über die dritten Verlängerungen
der Übereinkommen, die das
Internationale Weizenüberein-
kommen 1971 bilden, hat

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizen-
Übereinkommen 1949 in den
Jahren 1953, 1956, 1959, 1962,
1965, 1966, 1967, 1968, 1971,
1974 und 1975 revidiert, er-
neuert oder verlängert worden
ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß das
Internationale Weizenüberein-
kommen 1971, das zwei von-
einander getrennte Rechts-
instrumente enthält, nämlich
das Übereinkommen betref-
fend Weizenhandel 1971 und
das Übereinkommen betref-
fend Nahrungsmittelhilfe
1971, die beide mit Protokoll
im Jahre 1975 weiter verlän-
gert worden sind, am 30. Juni
1976 ablaufen wird,

die Texte der Protokolle über
die dritte Verlängerung des
Übereinkommens betreffend
Weizenhandel 1971 und über
die dritte Verlängerung des
Übereinkommens betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1971 fest-
gelegt.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974



137. Stück — Ausgegeben am 27. September 1977 — Nr. 487 2877

PROTOKOLL ÜBER DIE
DRITTE VERLÄNGE-

RUNG DES ÜBEREIN-
KOMMENS BETREFFEND

WEIZENHANDEL 1971
Die Regierungen, die Vertrags-
parteien dieses Protokolls sind,
haben
IN DER ERWÄGUNG, daß das

Übereinkommen betreffend
Weizenhandel 1974 (im fol-
genden als „Übereinkommen"
bezeichnet) des Internatio-
nalen Weizenübereinkommens
1971, das mit Protokoll im
Jahre 1975 weiter verlängert
worden ist, am 30. Juni 1976
abläuft,

FOLGENDES VEREINBART:

ARTIKEL .1

Verlängerung, Ablauf und Be-
endigung des Übereinkommens

Vorbehaltlich der Bestimmun-
gen des Artikels 2 dieses Proto-
kolls bleibt das Übereinkom-
men zwischen den Vertragspar-
teien dieses Protokolls bis zum
30. Juni 1978 in Kraft. Sollte
jedoch ein neues internationales
Übereinkommen über Weizen
vor dem 30. Juni 1978 in Kraft
treten, so bleibt dieses Protokoll
nur bis zum Tag des Inkraft-
tretens des neuen Übereinkom-
mens in Kraft.

ARTIKEL 2

Nicht anwendbare Bestimmun-
gen des Übereinkommens

Die folgenden Bestimmungen
des Übereinkommens gelten mit
Wirkung vom 1. Juli 1976 als
nicht anwendbar:

a) Absatz 4 des Artikels 19;

b) Artikel 22 bis einschließ-
lich 26;

c) Absatz 1 des Artikels 27;

d) Artikel 29 bis einschließ-
lich 31.

ARTIKEL 3
Begriffsbestimmungen

Ein Hinweis in diesem Proto-
koll auf eine „Regierung" oder
auf „Regierungen" bedeutet auch
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einen Hinweis auf die Europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft (im
folgenden als „Gemeinschaft"
bezeichnet). In Übereinstim-
mung damit bedeutet jeder Hin-
weis in diesem Protokoll auf
„Unterzeichnung" oder die Hin-
terlegung von Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Abschlußurkunden" oder „eine
Beitrittsurkunde" oder eine „Er-
klärung über die vorläufige An-
wendung" durch eine Regierung
im Falle ,der Gemeinschaft auch
Unterzeichnung oder Erklärung
über die vorläufige Anwendung
im Namen der Gemeinschaft
durch deren zuständige Behörde;
die Hinterlegung der Urkunde
bedeutet die gemäß den insti-
tutionellen Verfahren der Ge-
meinschaft für einen internatio-
nalen Vertragsabschluß erfor-
derliche Hinterlegung.

ARTIKEL 4

Finanzfragen

Den ersten Beitrag eines Aus-
fuhr- oder Einfuhr-Mitgliedes,
das diesem Protokoll gemäß
Artikel 7 Absatz 1 lit. b
beitritt, setzt der Rat auf der
Grundlage der diesem Land
zuzuteilenden Stimmenzahl und
des für das laufende Erntejahr
verbleibenden Zeitabschnittes
fest, ohne jedoch die für das lau-
fende Erntejahr für die anderen
Ausfuhr- und Einfuhr-Mitglie-
der festgesetzten Beiträge zu än-
dern.

ARTIKEL 5

Unterzeichnung

Dieses Protokoll liegt vom
17. März 1976 bis einschließ-
lich 7. April 1976 in Washington
zur Unterzeichnung auf, und
zwar für die Regierungen von
Ländern, die Vertragsparteien
des mit Protokoll weiter ver-
längerten Übereinkommens sind
oder am 17. März 1976 als vor-
läufige Vertragsparteien des mit
Protokoll weiter verlängerten
Übereinkommens betrachtet
werden oder die Mitglieder der
Vereinten Nationen, ihrer Spe-
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zialorganisationen oder der In-
ternationalen Atomenergiebe-
hörde und in der Anlage A oder
B des Übereinkommens ange-
führt sind.

ARTIKEL 6

Ratifikation, Annahme, Geneh-
migung oder Abschluß

Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation, Annahme, Geneh-
migung oder des Abschlusses
durch jede unterzeichnende Re-
gierung nach Maßgabe ihrer ver-
fassungsrechtlichen und institu-
tionellen Verfahren. Die Ra-
tifikations-, Annahme-, Geneh-
migungs- oder Abschlußurkun-
den sind bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika bis spätestens 18 Juni 1976
zu hinterlegen; jedoch kann der
Rat einer unterzeichnenden Re-
gierung, die ihre Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Abschlußurkunde nicht bis zu
diesem Zeitpunkt hinterlegt hat,
eine oder mehrere Fristverlän-
gerungen gewähren.

ARTIKEL 7

Beitritt

(1) Dieses Protokoll liegt zum
Beitritt auf:

a) bis zum 18. Juni 1976 für
die Regierung jedes zu die-
sem Zeitpunkt in der An-
lage A oder B zum Über-
einkommen angeführten
Mitgliedes; der Rat kann
jedoch einer Regierung,
die ihre Urkunde bis zu
diesem Zeitpunkt nicht
hinterlegt hat, eine oder
mehrere Fristverlängerun-
gen gewähren; und

b) nach dem 18. Juni 1976
für die Regierung jedes
Mitgliedes der Vereinten
Nationen, ihrer Spezialor-
ganisationen oder der
Internationalen Atom-
energiebehörde zu Bedin-
gungen, die der Rat mit
mindestens zwei Dritteln
der von Ausfuhr-Mitglie-
dern und mit zwei Dritteln
der von Einfuhr-Mitglie-

262
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dern abgegebenen Stim-
men für angemessen hält.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika.

(3) Wird zwecks Durchfüh-
rung des Übereinkommens und
dieses Protokolls auf Mitglieder
Bezug genommen, die in der
Anlage A oder B zum Überein-
kommen angeführt sind, so gilt
jedes Mitglied, dessen Regierung
dem Übereinkommen unter ,den
vom Rat vorgeschriebenen Be-
dingungen oder diesem Proto-
koll gemäß Absatz 1 lit. b dieses
Artikels beigetreten ist, als in
der entsprechenden Anlage an-
geführt.

ARTIKEL 8

Vorläufige Anwendung
Jede unterzeichnende Regie-

rung kann bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika eine Erklärung über die
vorläufige Anwendung dieses
Protokolls hinterlegen. Jede an-
dere Regierung, welche die
Voraussetzungen für die Unter-
zeichnung dieses Protokolls er-
füllt oder deren Beitrittsersuchen
vom Rat genehmigt wird, kann
ebenfalls bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika eine Erklärung über die
vorläufige Anwendung hinter-
legen. Jede Regierung, die eine
solche Erklärung hinterlegt,
wendet dieses Protokoll vorläu-
fig an und wird als vorläufige
Vertragspartei desselben ange-
sehen.

ARTIKEL 9

Inkrafttreten
(1) Dieses Protokoll tritt zwi-

schen den Regierungen, die Rati-
fikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs-, Abschluß- oder Beitritts-
urkunden oder Erklärungen
über die vorläufige Anwendung
gemäß den Artikeln 6, 7 und 8
dieses Protokolls bis zum
18. Juni 1976 hinterlegt haben,
wie folgt in Kraft:
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a) am 19. Juni 1976 hinsicht-
lich aller Bestimmungen
des Übereinkommens mit
Ausnahme der Artikel 3
bis einschließlich 9 und
Artikel 21, und

b) am 1. Juli 1976 hinsicht-
lich der Artikel 3 bis ein-
schließlich 9 und Arti-
kel 21 des Übereinkom-
mens,

wenn die Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunden
oder Erklärungen über die vor-
läufige Anwendung spätestens
am 18. Juni 1976 im Namen von
Regierungen hinterlegt werden,
die Ausfuhr-Mitglieder, die
über wenigstens sechzig Prozent
der in der Anlage A angegebe-
nen Stimmen verfügen, und
Einfuhr-Mitglieder, die über
wenigstens fünfzig Prozent der
in der Anlage B angegebenen
Stimmen verfügen, vertreten
beziehungsweise die über diese
Stimmen verfügt hätten, wenn
sie zu diesem Zeitpunkt Ver-
tragsparteien des Übereinkom-
mens gewesen wären.

(2) Dieses Protokoll tritt für
eine Regierung, die nach dem
19. Juni 1976 gemäß den ein-
schlägigen Bestimmungen dieses
Protokolls eine Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs-, Ab-
schluß- oder Beitrittsurkunde
hinterlegt hat, am Tage dieser
Hinterlegung in Kraft; jedoch
tritt für diese Regierung kein
Teil des Protokolls in Kraft,
ehe er gemäß Absatz 1 oder 3
dieses Artikels auch für andere
Regierungen in Kraft tritt.

(3) Tritt dieses Protokoll nicht
gemäß Absatz 1 dieses Artikels
in Kraft, so können die Regie-
rungen, die die Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs-,
Abschluß- oder Beitrittsurkun-
den oder Erklärungen über
die vorläufige Anwendung hin-
terlegt haben, in gegenseitigem
Einvernehmen beschließen, daß
es zwischen den Regierungen in
Kraft treten soll, die Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs-, Abschluß- oder Beitritts-
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Urkunden oder Erklärungen
über die vorläufige Anwendung
hinterlegt haben.

ARTIKEL 10

Notifikation durch die Deposi-
tarregierung

Die Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika als
Depositarregierung notifiziert
allen unterzeichnenden und bei-
tretenden Regierungen jede Un-
terzeichnung, Ratifikation, An-
nahme, Genehmigung, jeden Ab-
schluß, jede vorläufige Anwen-
dung dieses Protokolls und jeden
Beitritt zu diesem sowie alle
gemäß Artikel 27 des Überein-
kommens eingegangenen Notifi-
kationen und Mitteilungen und
alle gemäß Artikel 28 des Über-
einkommens eingegangenen Er-
klärungen und Notifikationen.

ARTIKEL 11

Beglaubigte Kopie des Protokolls

Die Depositarregierung über-
mittelt so bald wie möglich nach
dem endgültigen Inkrafttreten
dieses Protokolls eine beglau-
bigte Abschrift dieses Protokolls
in englischer, französischer,
russischer und spanischer Sprache
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zur Registrie-
rung gemäß Artikel 102 der Sat-
zung der Vereinten Nationen.
Jede Änderung dieses Protokolls
wird in gleicher Weise mitgeteilt.

ARTIKEL 12

Verhältnis der Präambel zum
Übereinkommen

Die Präambel der Protokolle
über die dritte Verlängerung
des Internationalen Weizenüber-
einkommens 1971 ist Bestand-
teil dieses Protokolls.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierun-
gen oder Behörden hiezu ge-
hörig bevollmächtigten Unter-
zeichneten dieses Protokoll an
dem jeweils neben ihren Unter-
schriften vermerkten Tag unter-
zeichnet.
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Der englische, französische,
russische und spanische Wort-
laut dieses Protokolls ist in glei-
cher Weise authentisch. Die Ur-
schriften werden bei der Regie-
rung der Vereinigten Staaten
von Amerika hinterlegt; diese
übermittelt jeder Vertragspartei,
die das Protokoll unterzeichnet
oder ihm beitritt, sowie dem
Exekutivsekretär des Rates be-
glaubigte Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 27. Juni 1977 bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
hinterlegt; das Protokoll ist gemäß seinem Art. 9 Abs. 2 am 27. Juni 1977 für Österreich in Kraft
getreten.

Bisher haben außer Österreich die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und nachstehende
Staaten ihre Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde zum Protokoll
oder Erklärungen über dessen vorläufige Anwendung hinterlegt:

Ägypten, Algerien, Argentinien, Australien Barbados, Belgien, Bundesrepublik Deutschland,
Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Indien, Irland, Italien, Japan, Kanada, Katar, Korea (Süd), Kuba, Libyen, Luxem-
burg, Malta, Marokko, Mauritius, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Pakistan, Panama, Peru,
Portugal, Saudi Arabien, Schweden, Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Südafrika, Syrien, Trinidad
und Tobago, Tunesien, Vatikanstadt, Venezuela, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland (einschließlich Dominica, St. Christopher, Nevis und Anguilla, St. Vincent,
Bailivick of Guernsey, Isle of Man, Belize, Bermuda, Britische Jungfern-Inseln, Gibraltar, Gilbert-
Inseln, Honkong, Montserrat, St. Helena und abhängige Gebiete sowie Tuvalu) und Vereinigte
Staaten von Amerika.

Kreisky

4 8 8 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
ÜBER DIE VERHÜTUNG,
VERFOLGUNG UND BE-
STRAFUNG VON STRAF-
TATEN GEGEN VÖL-
KERRECHTLICH GE-
SCHÜTZTE PERSONEN

EINSCHLEESSLICH
DIPLOMATEN

Die Vertragsstaaten dieses
Übereinkommens —

in Anbetracht der Ziele und
Grundsätze der Satzung der
Vereinten Nationen betreffend
die Wahrung des Weltfriedens
und die Förderung freundschaft-
licher Beziehungen und der
Zusammenarbeit zwischen den
Staaten,
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in der Erwägung, daß Straf-
taten gegen Diplomaten und
andere völkerrechtlich geschützte
Personen, die deren Sicherheit
gefährden, die Aufrechterhaltung
normaler, für die Zusammen-
arbeit zwischen den Staaten
notwendiger internationaler Be-
ziehungen ernstlich bedrohen,

in dem Bewußtsein, daß
die Begehung solcher Straftaten
der Völkergemeinschaft Anlaß
zu ernster Besorgnis gibt,

überzeugt, daß es dringend
notwendig ist, geeignete und
wirksame Maßnahmen zur Ver-
hütung, Verfolgung und Bestra-
fung solcher Straftaten zu er-
greifen —

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens

1. bedeutet der Ausdruck
„völkerrechtlich geschützte Per-
son"

a) ein Staatsoberhaupt, ein-
schließlich eines jeden Mit-
glieds eines Kollegialor-
gans, das nach der Verfas-
sung des betreffenden
Staates die Aufgaben eines
Staatsoberhaupts wahr-
nimmt, einen Regierungs-
chef oder einen Außenmi-
nister, wenn sie sich in
einem fremden Staat auf-
halten, sowie die sie be-
gleitenden Familienmit-
glieder;

b) jeden Vertreter oder jede
Amtsperson eines Staates
oder jeden Beamten oder
sonstigen Beauftragten
einer zwischenstaatlichen
Organisation, die zu der
Zeit und an dem Ort
der Begehung der gegen
sie, ihre Diensträume, ihre
Privatwohnung oder ihre
Beförderungsmittel gerich-
teten Straftat nach dem
Völkerrecht Anspruch auf
besonderen Schutz gegen
jeden Angriff auf ihre
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Person, Freiheit oder
Würde haben, sowie die
mit ihnen im gemeinsamen
Haushalt lebenden Fami-
lienmitglieder;

2. bezeichnet der Ausdruck
„Verdächtiger" eine Person,
gegen die ausreichende tatsäch-
liche Anhaltspunkte den Ver-
dacht begründen, daß sie eine
oder mehrere der in Artikel 2
genannten Straftaten begangen
hat oder daran beteiligt war.

Artikel 2
(1) Die vorsätzliche Begehung

a) einer Tötung, einer Ent-
führung oder eines sonsti-
gen Angriffs auf die Person
oder Freiheit einer völker-
rechtlich geschützten Per-
son;

b) eines gewaltsamen Angriffs
auf die Diensträume, die
Privatwohnung oder die
Beförderungsmittel einer
völkerrechtlich geschütz-
ten Person, der geeignet
ist, deren Person oder
Freiheit zu gefährden;

c) einer Bedrohung mit einem
solchen Angriff;

d) eines Versuchs eines sol-
chen Angriffs und

e) einer Teilnahmehandlung
an einem solchen Angriff

wird von jedem Vertragsstaat
nach innerstaatlichem Recht mit
Strafe bedroht.

(2) Jeder Vertragsstaat bedroht
diese Straftaten mit angemesse-
nen Strafen, welche die Schwere
der Tat berücksichtigen.

(3) Die Absätze 1 und 2 berüh-
ren nicht die völkerrechtlichen
Verpflichtungen der Vertrags-
staaten, alle geeigneten Maßnah-
men zu treffen, um sonstige An-
griffe auf die Person, Freiheit
oder Würde einer völkerrecht-
lich geschützten Person zu ver-
hindern.
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Artikel 3

(1) Jeder Vertragsstaat trifft
die notwendigen Maßnahmen,
um seine Gerichtsbarkeit über
die in Artikel 2 genannten
Straftaten in folgenden Fällen
zu begründen:

a) wenn die Straftat im
Hoheitsgebiet dieses Staa-
tes oder an Bord eines
in diesem Staat einge-
tragenen Schiffes oder
Luftfahrzeuges begangen
wird;

b) wenn der Verdächtige An-
gehöriger dieses Staates
ist;

c) wenn die Straftat gegen
eine in Artikel 1 be-
zeichnete völkerrechtlich
geschützte Person began-
gen wird, die ihre Rechts-
stellung als solche auf
Grund von Aufgaben ge-
nießt, die sie für diesen
Staat wahrnimmt.

(2) Ebenso trifft jeder Ver-
tragsstaat die notwendigen Maß-
nahmen, um seine Gerichtsbar-
keit über diese Straftaten für
den Fall zu begründen, daß der
Verdächtige sich in seinem
Hoheitsgebiet befindet und er
ihn nicht nach Artikel 8 an einen
der in Absatz 1 des vorliegenden
Artikels genannten Staaten aus-
liefert.

(3) Dieses Übereinkommen
schließt eine Strafgerichtsbarkeit,
die nach innerstaatlichem Recht
ausgeübt wird, nicht aus.

Artikel 4

Die Vertragsstaaten arbeiten
bei der Verhütung der in
Artikel 2 genannten Straftaten
zusammen, indem sie insbe-
sondere

a) alle durchführbaren Maß-
nahmen treffen, um Vor-
bereitungen in ihren je-
weiligen Hoheitsgebieten
für die Begehung dieser
Straftaten innerhalb oder
außerhalb ihrer Hoheits-
gebiete zu verhindern;

b) Informationen austauschen
sowie Verwaltungs- und
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andere Maßnahmen mit-
einander abstimmen, die
geeignet sind, die Bege-
hung dieser Straftaten zu
verhindern.

Artikel 5

(1) Der Vertragsstaat, in dem
eine der in Artikel 2 genannten
Straftaten begangen wurde und
der Grund zu der Annahme
hat, daß ein Verdächtiger aus
seinem Hoheitsgebiet geflohen
ist, übermittelt allen anderen
in Betracht kommenden Staaten
unmittelbar oder über den
Generalsekretär der Vereinten
Nationen alle sachdienlichen An-
gaben über die begangene Straf-
tat und alle verfügbaren Infor-
mationen, welche die Identität
des Verdächtigen betreifen.

(2) Ist eine der in Artikel 2
genannten Straftaten gegen eine
völkerrechtlich geschützte Person
begangen worden, so bemüht
sich jeder Vertragsstaat, der Infor-
mationen über das Opfer und
die Umstände der Straftat be-
sitzt, diese Informationen unter
den in seinem innerstaatlichen
Recht vorgesehenen Voraus-
setzungen in vollem Umfang
sofort dem Vertragsstaat zu
übermitteln, für den die be-
treffende Person ihre Aufgaben
wahrgenommen hat.

Artikel 6

(1) Hält der Vertragsstaat, in
dessen Hoheitsgebiet sich der
Verdächtige befindet, es in Anbe-
tracht der Umstände für gerecht-
fertigt, so trifft er nach seinem
innerstaatlichen Recht die ge-
eigneten Maßnahmen, um die
Anwesenheit des Verdächtigen
zum Zweck der Strafverfolgung
oder der Auslieferung sicher-
zustellen. Diese Maßnahmen sind
unverzüglich unmittelbar oder
über den Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu noti-
fizieren:

a) dem Staat, in dem die
Straftat begangen wurde;

b) dem oder den Staaten,
deren Angehöriger der Ver-
dächtige ist, oder, wenn

263
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er Staatenloser ist, in deren
Hoheitsgebiet er seinen
ständigen Aufenthalt hat;

c) dem oder den Staaten,
deren Angehörige die be-
troffene völkerrechtlich ge-
schützte Person ist oder
für die sie ihre Aufgaben
wahrgenommen hat;

d) allen anderen in Betracht
kommenden Staaten und

e) der zwischenstaatlichen
Organisation, deren Beam-
ter oder sonstiger Beauf-
tragter die betroffene völ-
kerrechtlich geschützte
Person ist.

(2) Jeder, gegen den die in
Absatz 1 bezeichneten Maß-
nahmen getroffen werden, ist
berechtigt,

a) unverzüglich mit dem
nächsten zuständigen Ver-
treter des Staates, dessen
Angehöriger er ist, der
sonst zur Wahrung seiner
Rechte befugt ist oder
der, wenn der Betreffende
staatenlos ist, auf seine
Bitte zur Wahrung seiner
Rechte bereit ist, in Ver-
bindung zu treten und

b) den Besuch eines Ver-
treters dieses Staates zu
empfangen.

Artikel 7

Der Vertragsstaat, in dessen
Hoheitsgebiet sich der Ver-
dächtige befindet, hat, wenn
er ihn nicht ausliefert, den Fall
ohne irgendeine Ausnahme
und ohne unangemessene Ver-
zögerung seinen zuständigen Be-
hörden zum Zweck der Straf-
verfolgung in einem Verfahren
nach seinem Recht zu unter-
breiten.

Artikel 8

(1) Soweit die in Artikel 2
genannten Straftaten nicht als der
Auslieferung unterliegende straf-
bare Handlungen von einem
zwischen den Vertragsstaaten
bestehenden Auslieferungsver-
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trag erfaßt werden, gelten sie
als in diesen Vertrag aufge-
nommen. Die Vertragsstaaten
verpflichten sich, diese Straf-
taten als der Auslieferung unter-
liegende strafbare Handlungen
in jeden künftig zwischen ihnen
zu schließenden Auslieferungs-
vertrag aufzunehmen.

(2) Erhält ein Vertragsstaat,
der die Auslieferung vom Be-
stehen eines Vertrages abhängig
macht, ein Auslieferungsersuchen
von einem anderen Vertrags-
staat, mit dem er keinen Aus-
lieferungsvertrag hat, so kann
er, wenn er sich für die Aus-
lieferung entscheidet, dieses Über-
einkommen in bezug auf diese
Straftaten als Rechtsgrundlage
für die Auslieferung ansehen.
Die Auslieferung unterliegt dem
Verfahrensrecht und den übrigen
im Recht des ersuchten Staates
vorgesehenen Bedingungen.

(3) Vertragsstaaten, welche
die Auslieferung nicht vom
Bestehen eines Vertrags abhängig
machen, erkennen unter sich
diese Straftaten als der Aus-
lieferung unterliegende strafbare
Handlungen vorbehaltlich des
Verfahrensrechts und der übrigen
im Recht des ersuchten Staates
vorgesehenen Bedingungen an.

(4) Diese Straftaten werden
für die Zwecke der Auslieferung
zwischen Vertragsstaaten so be-
handelt, als seien sie nicht nur
an dem Ort, an dem sie sich
ereignet haben, sondern auch
in den Hoheitsgebieten der
Staaten begangen worden, die
verpflichtet sind, ihre Gerichts-
barkeit nach Artikel 3 Absatz 1
zu begründen.

Artikel 9

Jedem, gegen den ein Verfah-
ren wegen einer der in Artikel 2.
genannten Straftaten durchge-
führt wird, ist während des
gesamten Verfahrens eine ge-
rechte Behandlung zu gewähr-
leisten.

Artikel 10

(1) Die Vertrags Staaten ge-
währen einander die weitest-
gehende Hilfe im Zusammen-
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hang mit Verfahren, die in
bezug auf die in Artikel 2
genannten Straftaten eingeleitet
werden, einschließlich der Über-
lassung aller ihnen zur Verfügung
stehenden und für das Verfahren
erforderlichen Beweismittel.

(2) Absatz 1 läßt Verpflichtun-
gen über die gegenseitige Rechts-
hilfe unberührt, die in anderen
Verträgen enthalten sind.

Artikel 11

Der Vertrags Staat, in dem ein
Verdächtiger strafrechtlich ver-
folgt wird, teilt den Ausgang
des Verfahrens dem General-
sekretär der Vereinten Nationen
mit; dieser unterrichtet die
anderen Vertragsstaaten.

Artikel 12

Dieses Übereinkommen läßt
die Anwendung der im Zeit-
punkt seiner Annahme geltenden
Asylverträge zwischen den Ver-
tragsstaaten dieser Verträge un-
berührt; jedoch kann sich ein
Vertragsstaat dieses Überein-
kommens gegenüber einem ande-
ren Vertragsstaat, der nicht Ver-
tragspartei jener Verträge ist,
nicht auf diese berufen.

Artikel 13

(1) Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Vertragsstaaten
über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Übereinkommens,
die nicht durch Verhandlungen
beigelegt wird, ist auf Verlangen
eines dieser Staaten einem
Schiedsverfahren zu unterwerfen.
Können sich die Parteien binnen
sechs Monaten nach dem Zeit-
punkt, zu dem das Schieds-
verfahren verlangt worden ist,
über seine Ausgestaltung nicht
einigen, so kann jede dieser
Parteien die Streitigkeit dem
Internationalen Gerichtshof
unterbreiten, indem sie einen
seinem Statut entsprechenden
Antrag stellt.
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(2) Jeder Vertragsstaat kann
bei der Unterzeichnung oder
der Ratifikation des Überein-
kommens oder dem Beitritt zu
diesem erklären, daß er sich
durch Absatz 1 nicht als gebun-
den betrachtet. Die anderen
Vertragsstaaten sind gegenüber
einem Vertragsstaat, der einen
solchen Vorbehalt gemacht hat,
durch Absatz 1 nicht gebunden.

(3) Ein Vertragsstaat, der
einen Vorbehalt nach Absatz 2
gemacht hat, kann diesen Vor-
behalt jederzeit durch eine an
den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gerichtete Noti-
fikation zurückziehen.

Artikel 14

Dieses Übereinkommen liegt
bis zum 31. Dezember 1974
am Sitz der Vereinten Nationen
in New York für alle Staaten
zur Unterzeichnung auf.

Artikel 15

Dieses Übereinkommen bedarf
der Ratifikation. Die Ratifika-
tionsurkunden werden beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt.

Artikel 16

Dieses Übereinkommen liegt
für alle Staaten zum Beitritt auf.
Die Beitrittsurkunden werden
beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen hinterlegt.

Artikel 17

(1) Dieses Übereinkommen
tritt am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung der zweiund-
zwanzigsten Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
in Kraft.

(2) Für jeden Staat, der das
Übereinkommen nach Hinter-
legung der zweiundzwanzigsten
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde ratifiziert oder ihm bei-
tritt, tritt es am dreißigsten
Tag nach Hinterlegung der Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
durch diesen Staat in Kraft.
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Artikel 18

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gerichtete
schriftliche Notifikation kündi-
gen.

(2) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen wirksam.

Artikel 19

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen unterrichtet alle
Staaten unter anderem

a) über Unterzeichnungen
dieses Übereinkommens,
über die Hinterlegung von
Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden nach den
Artikeln 14, 15 und 16
und über Notifikationen
nach Artikel 18;

b) über den Zeitpunkt, zu
dem dieses Übereinkom-
men nach Artikel 17 in
Kraft tritt.

Artikel 20

Die Urschrift dieses Überein-
kommens, dessen chinesischer,
englischer, französischer, russi-
scher und spanischer Wortlaut
gleichermaßen authentisch ist,
wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt;:
dieser übermittelt allen Staaten
beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierungen
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men, das am 14. Dezember 1973
in New York zur Unterzeichnung
aufgelegt wurde, unterschrieben.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Bei-
trittsurkunde wurde am 3. August 1977 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt;
das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 17 Abs. 2 am 2. September 1977 für Österreich in
Kraft getreten.

Folgende weitere Staaten haben derzeit das Übereinkommen ratifiziert oder sind diesem
beigetreten:

Australien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Chile, Dänemark, Deutsche Demokratische
Republik, Dominikanische Republik, Ecuador, Ghana, Jugoslawien, Kanada, Liberia, Malawi,
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Mongolei, Nicaragua, Pakistan, Paraguay, Philippinen, Schweden, Sowjetunion, Tschechoslowakei,
Tunesien, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Staaten von Amerika, Weißrußland und Zypern.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- oder Beitrittsurkunde haben nachstehende
Staaten von dem in Art. 13 Abs. 2 des Übereinkommens vorgesehenen Vorbehalt Gebrauch
gemacht: Bulgarien, Deutsche Demokratische Republik, Ghana, Malawi, Mongolei, Pakistan,
Sowjetunion, Tschechoslowakei, Tunesien, Ukraine, Ungarn und Weißrußland.

Kreisky

489.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Minister für Verkehr des Ver-
einigten Königreiches und dem Bundesmini-
ster für Verkehr der Republik Österreich
gemäß Randnummer 2010 des ADR *) über
die Verpackung von Stoffen der Ziffer 3 (a)

der Klasse 1 a

In Abweichung von den Vorschriften der
Randnummer 2104 können Stoffe der Ziffer 3 (a)
der Klasse 1 a für den internationalen Straßen-
verkehr zwischen dem Vereinigten Königreich
und Österreich im Einklang mit folgenden Be-
dingungen verpackt werden:

1. Der Stoff muß in einer verschlossenen Innen-
pappschachtel in einem versiegelten Polyäthylen-
beutel von einer Stärke von mindestens 65 Mi-
kron verpackt sein, dessen Öffnung zuerst durch
ein Selbstklebeband und dann mittels eines Roll-
verschlusses verschlossen wird.

2. Die Innenpappschachtel muß aus Wellpappe
gefertigt und für einen Gewichtsinhalt von min-
destens 27 kg geeignet sein. Die Verschlußklappen
sind dermaßen zu gestalten, daß bei vollständi-
gem Verschließen der Schachtelhülle sowohl die
inneren als auch die äußeren Klappen aufeinan-
dertreffen.

3. Zwei Innenpappschachteln, von denen jede
höchstens 12,5 kg des Stoffes enthalten darf,
müssen in eine Außenschachtel verpackt werden,
die aus Pappe gefertigt und für einen Gewichtsin-
halt von mindestens 40 kg geeignet sein muß.

4. Die Innenbehälter müssen gut in die äußere
Pappschachtel eingefügt sein, so daß es darin zu
keinen größeren Verschiebungen kommt.

5. Die äußere Schachtel ist mit einem Klebe-
mittel zu verschließen und zusätzlich mit zwei
Polypropylenstreifen zu sichern.

*) Kundgemacht in. BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975 und
522/1975.
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6. Zusätzlich zu den in Anhang A des ADR
vorgesehenen Einzelheiten hat der Absender im
Beförderungspapier die Worte einzutragen:

„Nach Rn. 2010 des ADR vereinbarte Beförde-
rung".

London, am 21. September 1976

Die für ADR zuständige Behörde
des Viereinigten Königreiches:

Dr. Wilson

Wien, 1977 04 19

Für den Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich:

Hehenberger

Kreisky

490.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Minister für Verkehr des Ver-
einigten Königreiches und dem Bundesmini-
ster für Verkehr der Republik Österreich
gemäß Randnummer 2010 des ADR *) über
die Beförderung von Pentachlorphenol in

Säcken aus geeignetem Kunststoff

In Abweichung von den Bestimmungen der
Randnummer 2628 (a) des ADR kann Penta-
chlorphenol in fester Form (Flocken oder
Kugeln), ein unter Rn. 2601, 82 (b) 1 des ADR
fallender Stoff, auch in Säcken aus geeignetem
Kunststoff unter den folgenden Bedingungen
zwischen dem Vereinigten Königreich und Öster-
reich befördert werden.

1. Die Säcke haben den Vorschriften der
Empfehlungen der Vereinten Nationen über die
Verpackung von gefährlichen Gütern, Teil 2 der
Ergänzungen aus 1973, Absatz 4.2.18, für Stoffe
der Gruppe II zu entsprechen.

1.1 Der zuständigen Behörde des Versandlandes
ist ein Prüfungsbericht vorzulegen und von ihr
aufzubewahren, der folgende Einzelheiten zu ent-
halten hat:

1. Name des Herstellers des Sackes.
2. Beschreibung des Sackes, einschließlich der

Art der verwendeten Kunststoffe, Abmes-
sungen, Stärke und Toleranzgrenzen sowie
Nettogewicht.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975 und
522/1975.
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3. Herstellungsmethode des Sackes.
4. Prüfverfahren und -ergebnisse.
5. Kennzeichnung.

1.2 Die gemäß dem Entwurf hergestellten Säcke
sind dermaßen zu kennzeichnen, daß sie das prü-
fende Land, das Genehmigungszeichen und das
Herstellungsdatum aufweisen.
2. Die Säcke sollen ein Fassungsvermögen von
25 kg netto besitzen und sind gebündelt auf
Lagerblöcken zu je 40 Säcken zu versenden, wobei
die äußere Verpackung aus Wellpappe mit einer
schrumpfverpackten äußeren Kunststoffbeschich-
tung besteht.
3. Die Lagerblockladungen sind entweder als ge-
schlossene Ladung oder offene Ladung in einem
gedeckten Fahrzeug zu befördern. Werden die
Pentachlorphenol-Lagerblockladungen nicht als
eine geschlossene Ladung befördert, sind zur Ver-
meidung von Beschädigungen durch andere
Packungen Schutzverstrebungen oder geeignetes
Einbettungsmaterial zu verwenden.

4. Der Absender hat im Beförderungspapier den
folgenden zusätzlichen Vermerk einzutragen:

„Nach Rn. 2010 des ADR vereinbarte Beförde-
rung".

London, am 17 Juni 1976

Die zuständige Behörde des
Vereinigten Königreiches:

L. A. Spencer

Dangerous Goods Branch
Department of Transport

Wien, 1977 04 19

Für den Bundesminister für Ver-
kehr der Republik Österreich:

Hehenberger

Kreisky

491.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn 10 602 des ADR *) über
die Beförderung von Phenylisocyanat und
m-Tolylisocyanat in Straßentankfahrzeugen

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Randnummer 41 121 der Anlage B des ADR

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der
Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973,
377/1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975 und
522/1975.
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dürfen Phenylisocyanat und m-Tolylisocyanat als
Stoffe der Klasse IV a Rn 2401 Ziffer 15 b)
und 15 e) des ADR unter folgenden Bedingungen
in Tankfahrzeugen befördert werden:

(2) Die Tankfahrzeuge müssen hinsichtlich
Bau, Ausrüstung und Prüfung folgenden Vor-
schriften entsprechen:

A. Neue Fahrzeuge

1. Bau

1.1 Die Tanks müssen aus geeigneten metalli-
schen Werkstoffen hergestellt sein, die bei
einer Temperatur zwischen — 20° C und
+ 50° C trennbruchsicher und unempfind-
lich gegen Spannungskorrosion sein müssen.
Für geschweißte Tanks darf nur ein Werk-
stoff verwendet werden, dessen Schweiß-
barkeit einwandfrei feststeht und für den
ein ausreichender Wert der Kerbschlagzähig-
keit bei einer Umgebungstemperatur von
— 20° C in den Schweißnähten und der
Schweißeinflußzone gewährleistet werden
kann.

1.2 Die Tanks müssen für einen Berechnungs-
überdruck von mindestens 4 kg/cm2 ausge-
legt sein.

1.3 Die Wände und Böden der Tanks mit einem
Durchmesser von nicht mehr als 1,8 m müs-
sen eine Dicke von mindestens 5 mm haben,
wenn sie aus dem Werkstoff St 37 bestehen,
oder eine gleichwertige Dicke, wenn sie aus
einem anderen Metall hergestellt sind. Für
alle Tanks mit einem Durchmesser von
mehr als 1,8 m beträgt die Mindestwand-
dicke 6 mm, wenn sie aus dem Werkstoff
St 37 hergestellt sind oder eine gleichwertige
Dicke bei Verwendung eines anderen Metalls
haben.

1.4 Wenn die Tanks einen Schutz gegen Be-
schädigungen aufweisen, kann die Mindest-
wandddcke im Verhältnis zu diesem Schutz
verringert werden. Für Tanks mit einem
Durchmesser von nicht mehr als 1,8 m dür-
fen diese Dicken jedoch nicht weniger als
3 mm bei Verwendung von St 37 betragen
oder eine gleichwertige Dicke bei Verwen-
dung eines anderen Metalls haben. Für
Tanks mit einem Durchmesser von mehr
als 1,8 m ist diese Dicke bei Verwendung von
St 37 auf 4 mm zu erhöhen oder auf einen
gleichwertigen Wert bei Verwendung eines
anderen Metalls.

1.5 Ein zusätzlicher Schutz im Sinne der Zif-
fer 1.4 liegt vor, wenn
1. die Tanks als Doppelwandtanks gebaut

sind. Die Summe der Wanddicken der
metallenen Außenwand und der des Tanks
muß mindestens der für den Tank in



137. Stück — Ausgegeben am 27. September 1977 — Nr. 491 2897

Ziffer 1.3 festgelegten Mindestwanddicke
entsprechen,

2. die Tanks als Doppelwandtanks mit einer
Feststoffzwischenschicht von mindestens
50 mm Dicke gebaut sind. Dabei muß die
Außenwand eine Dicke von mindestens
0,5 mm haben, wenn sie aus dem Werk-
stoff St 37, oder eine solche von minde-
stens 2 mm, wenn sie aus glasfaserver-
stärktem Kunststoff mit einem Glasgehalt
von mindestens 30% bestehen. Die Fest-
stoffzwischenschicht muß bei 50% Ver-
formungsgrad mindestens ein Arbeitsauf-
nahmevermögen haben wie eine Poly-
urethanschicht von 50 mm Dicke und
400 kg/m3 Nennraumgewicht. Die spezi-
fische Formänderungsarbeit des Werkstof-
fes der Feststoffzwischenschicht ist an
einem Prüfkörper nach deutscher Indu-
strienorm 53 421 im Vergleich zu ermit-
teln.

1.6 Es muß der Nachweis erbracht werden, daß
die Tanks einschließlich ihrer Befestigungs-
einrichtung mit ausreichender Sicherheit
beim höchstzulässigen Füllgewicht folgende
Beanspruchung aufnehmen können:

— 2faches Gesamtgewicht in Fahrtrichtung

— 1faches Gesamtgewicht quer zur Fahrt-
richtung

— 1faches Gesamtgewicht vertikal aufwärts

— 2faches Gesamtgewicht vertikal abwärts.

1.7 Die in den Ziffern 1.3 und 1.4 angeführte
gleichwertige Dicke ergibt sich nach der
Formel

In dieser Formel bedeutet e0 die für St 37
festgelegte Mindestwandidicke, Rm1 die Mindest-
zugfestigkeit und A1 die Mindestbruchdehnung
des gewählten Werkstoffes.

2. Ausrüstung

2.1 Die Ausrüstungsteile sind so anzubringen,
daß sie während der Beförderung und Hand-
habung gegen Losreißen oder Beschädigung
gesichert sind. Sie müssen die gleiche Sicher-
heit gewährleisten wie die Tanks selbst.
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2.2 Jeder Tank oder jedes seiner Abteile muß
mit einer Öffnung versehen sein, die groß
genug ist, um die innere Besichtigung zu
ermöglichen.

2.3 Die Tankfahrzeuge müssen gegen Anfahren
von hinten durch eine Stoßstange, die in
Höhe der Unterkante des Tanks angeordnet
ist und den Tank um mindestens 100 mm
überragt, mit einem Widerstandsmoment in
Stoßrichtung von mindestens 20 cm3 ge-
schützt sein.

3. Prüfungen
Die Tanks und ihre Ausrüstungsteile sind
entweder zusammen oder getrennt erstmalig
vor Inbetriebnahme und wiederkehrend zu
prüfen. Die erstmalige Prüfung muß eine
Bauprüfung, eine innere und äußere Prüfung
sowie eine Wasserdruckprüfung mit einem
Druck von 4 kg/cm2 (Überdruck) und eine
Abnahmeprüfung umfassen.

Wenn die Tanks und ihre Ausrüstungsteile
getrennt geprüft werden, müssen sie zusam-
men einer Dichtheitsprüfung mit einem
Druck von mindestens 0,2 kg/cm2 (Über-
druck) unterzogen werden. Die wiederkeh-
renden Prüfungen müssen eine innere und
äußere Prüfung sowie im allgemeinen eine
Wasserdruckprüfung umfassen. Die Tanks
sind vor Inbetriebnahme und spätestens alle
5 Jahre zu prüfen. Vor Inbetriebnahme und
spätestens alle 2 1/2 Jahre ist eine Dicht-
heits- und Funktionsprüfung sämtlicher Aus-
rüstungsteile vorzunehmen und über die
Prüfungen sind Bescheinigungen durch einen
im Versandland amtlich anerkannten Sach-
verständigen auszustellen.

4. Kennzeichnung
An jedem Tank muß ein Schild aus nicht
korrodierendem Metall dauerhaft befestigt
sein. Das Schild muß mindestens folgende
Angaben enthalten:

— Hersteller oder Herstellerzeichen
— Herstellungsnummer
— Baujahr
— Prüfdruck
— Rauminhalt in Litern bei unterteilten

Tanks
— Rauminhalt jedes Tankabteils
— Berechnungstemperatur
— Datum (Monat und Jahr) der erstmaligen

und letztmaligen wiederkehrenden Prü-
fung
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— Stempel des Sachverständigen, der die
Prüfung vorgenommen hat

— an Tanks, die mit Druck gefüllt oder ent-
leert werden, ist außerdem der höchst-
zulässige Betriebsdruck anzugeben.

5. Betrieb
5.1 Die Tanks dürfen nur bis zu 95% ihres

Fassungsraumes gefüllt sein.
5.2 Stabilität;

Die Breite, welche sich durch die volle Ab-
standsfläche am Boden ergibt (Entfernung
(zwischen den äußeren rechten und linken
Punkten der Aufstandsfläche der Reifen einer
Achse) muß mindestens 90% der Höhe des
Schwerpunktes des beladenen Straßentank-
fahrzeuges betragen. Der Nachweis dazu ist
durch ein geeignetes Rechenverfahren zu er-
bringen.

6. Die sonstigen Vorschriften des ADR sind
entsprechend zu beachten.

B. Tankfahrzeuge, die vor dem 1. April 1976
hergestellt wurden und den in Abschnitt A
Ziffern 1.3 enthaltenen Bedingungen nicht
entsprechen, dürfen für die Beförderung der
beiden genannten Stoffe noch bis längstens
zum 31. Dezember 1979 verwendet werden,
wenn folgende Bedingungen eingehalten
sind:

1. Die Tanks müssen, wenn sie aus niedrig le-
gierten Baustählen hergestellt sind bei einem
— Durchmesser bis 1,5 m eine Mindestwand-

dicke von 3 mm

— Durchmesser von mehr als 1,5 m eine
Mindestwanddicke von 4 mm haben.

Tanks aus austenitischen Chromnickelstählen
müssen eine Mindestwanddicke von 3 mm
und Tanks aus Aluminium oder Aluminium-
Legierungen eine Mindestwanddicke von
5 mm haben.

2. Die Tanks müssen gegen seitliches Anfahren
ausreichend geschützt sein. Dies kann z. B.
durch Längsträger geschehen, die den Tank
auf beiden Längsseiten in Höhe der Tank-
mittellinie schützen und ein Widerstands-
moment von mindestens 5 cm3 haben.
Auf den seitlichen Anfahrschutz in Stoß-
richtung kann verzichtet werden, wenn die
Tanks mit einer Feststoffzwischenschicht mit

- einer Dicke von mindestens 50 mm versehen
und diese von einer äußeren Hülle aus Stahl-
blech von mindestens 0,5 mm oder glasfaser-
verstärkten Kunststoff (GFK) von minde-
stens 2 mm umgeben ist.

3. Hinsichtlich des rückwärtigen Anfahrschutzes
gilt Abschnitt A Ziffer 2.3 entsprechend.
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4. Die Stutzen dürfen nicht mehr als 150 mm
den Mantelscheitel oder den Mannlochdeckel
überragen. Andernfalls muß der Tank im
Scheitelbereich durch einen Überrollbügel ge-
schützt sein.

5. Sofern die Tankfahrzeuge keine innenliegen-
den Ventile haben, muß die erste außen-
liegende Absperreinrichtung durch einen sta-
bilen Schutz, der mindestens die gleiche
Sicherheit bietet wie der Tank selbst, ge-
schützt sein. Ein solcher Schutz liegt z. B.
vor, wenn das außenliegende Ventil inner-
halb des Fahrzeugrahmens oder am Arma-
turenschrank untergebracht ist.

6. Die Tanks der Fahrzeuge sind von einem im
Versandland amtlich anerkannten Sachver-
ständigen einer Dichtheitsprüfung mit min-
destens 1,5 kg/cm2 Überdruck — mindestens
aber mit dem Druck, der dem Dampfdruck
des zu befördernden Stoffes bei 50° C X 1,5
entspricht — sowie einer inneren und äuße-
ren Untersuchung zu unterziehen.

7. Die Tanks dürfen nur bis zu 95% ihres Fas-
sungsraumes gefüllt sein. Die sonstigen Vor-
schriften des ADR sind entsprechend zu be-
achten.

C. In der Bescheinigung der besonderen Zu-
lassung nach Anhang B 3 der Anlage B des
ADR ist zu bescheinigen, welchen technischen
Anforderungen dieser Vereinbarung das
Tankfahrzeug (Abschnitt A oder B) ent-
spricht. Der Stoff ist namentlich aufzuführen.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 10 602
des ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu-
blik Österreich.

BN-Bad Godesberg, den 22. Juli 1977

Die für das ADR zuständige Behörde
der Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Dr. Klug

Wien, 1977 08 18

Für den Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich:

Hehenberger

Kreisky


